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pressemitteilungen

kindergrundsicherung – von begrifflichen 
veränderungen können sich familien nichts 
kaufen

Nach der heutigen Verabschie-
dung der Kindergrundsiche-
rung im Kabinett hält der 
Familienbund der Katholiken 
eine Verbesserung des Ent-
wurfes im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren für dringend 
erforderlich. Nachdem das Ziel 
der Leistungsverbesserungen 
für Familien weitgehend 
aufgegeben wurde, ist es 
fraglich, ob der Entwurf über-
haupt das Mindestziel einer 
gelungenen Verwaltungsre-
form erreicht.

Berlin, 27. September 2023. Der Präsident des Familien-
bundes der Katholiken, Ulrich Hoffmann, sieht das 
bisherige Ergebnis kritisch. „Ich sehe wenig Neues unter 
neuem Namen und keine wirkliche Situationsverbesse-
rung für armutsbetroffene Kinder und Familien. Ich 
fürchte, dass der Gesetzentwurf in der Praxis nicht ein-
halten kann, was er verspricht. Für die Verbesserung der 
Chancen und Teilhabe aller Kinder sollte die Kinder-
grundsicherung die ‚umfassendste sozialpolitische 
Reform seit vielen Jahren‘ werden. Davon ist im bisheri-
gen Entwurf wenig zu lesen. Hier fehlen maßgebliche 
Leistungsverbesserungen, eine echte Neuberechnung 
des Existenzminimums für Kinder, sowie eine niedrigere 
Abschmelzrate und eine Anhebung der Sätze in allen 
Altersgruppen beim Kinderzusatzbetrag. Bisher ist bei 
der Verwaltungsreform viel Umstellung, aber wenig 
Vereinfachung und teilweise sogar eine Verkomplizie-
rung festzustellen. Denn Familien müssen weiterhin zu 
verschiedenen Behörden, um ihre Hilfeleistungen zu 
beantragen.“
Der Familienbund betont, dass es richtig ist, dass sich 
die Regierung eine bessere Unterstützung einkommens-
schwächerer Familien und eine Vereinfachung der famili-
enpolitischen Leistungen vorgenommen hat. Ulrich 
Hoffmann ist aber nicht überzeugt, dass die Regierung 
bereits eine gute Lösung zur Erreichung dieser Ziele 
gefunden hat: „Im Moment besteht der Eindruck, dass 
eine umfangreiche Umetikettierung bisheriger Regelun-
gen und größere Umstellungen auf der Verwaltungsebe-
ne vor allem dazu dienen, symbolische Veränderungen 
herbeizuführen und den eigentlich geringen Gehalt der 
Reform zu überdecken.“
Ausgehend vom zur Verfügung stehenden Finanzvolu-
men wünscht sich Ulrich Hoffmann weniger große Worte 
und mehr Pragmatismus: „Von rein begrifflichen Verän-
derungen können sich Familien nichts kaufen. Wahr-
scheinlich würde man für die Familien mehr erreichen, 

wenn man mit dem zur Verfügung stehenden Budget 
gezielt den bestehenden Kinderzuschlag verbessern 
würde. Hier könnte man die Voraussetzungen und das 
Antragsverfahren vereinfachen, den Zahlbetrag erhöhen 
und durch eine reduzierte Abschmelzrate dafür sorgen, 
dass erwerbstätige arme Familien von einem Zuverdienst 
mehr behalten können und dadurch in ihrer Selbstwirk-
samkeit gestärkt werden. Die zur Verfügung stehenden 
Mittel sind für eine echte Kindergrundsicherung zu 
wenig. Konzentriert auf den Kinderzuschlag ließe sich 
mit dem Geld aber viel für die Familien erreichen, die 
den dringendsten Bedarf haben.“
Da hinsichtlich des Ziels der Verwaltungsvereinfachung 
innerhalb der Regierung Einigkeit besteht, ruft Ulrich 
Hoffmann dazu auf, die plausibel vorgetragene Kritik der 
Länder und Kommunen ernst zu nehmen und gemeinsam 
an einer überzeugenden Lösung für Familien zu arbeiten: 
„Die Regierung sollte sich die für eine gute Umsetzung 
erforderliche Zeit nehmen, damit nicht neue Probleme 
geschaffen werden.“

interview zum thema klimagerechtigkeit mit 
ulrich hoffmann                       Berlin, 14.09.2023 

1. Warum beschäftigt sich der Familienbund mit Klimafra-
gen? Ist das nicht eher ein Thema für die Umweltverbände?

Ich bin froh und dankbar, dass Umweltverbände und 
besonders die Bewegung „Fridays for Future“ das Thema 
mit großer Dringlichkeit vortragen. Als Familienbund ist 
unser Zugang die Generationengerechtigkeit – es geht 
darum, die Schöpfung für aktuelle und kommende Gene-
rationen zu bewahren, was auch das Bundesverfas-
sungsgericht in seinem Beschluss von 2021 aufgegriffen 
hat. Alle Generationen benötigen für ein gelingendes 
Leben Gesundheit, Sicherheit, Demokratie, Chancen in 
Bildung und Teilhabe und ein Klima, in dem sie leben 
können. Auch das Thema der sozialen Gerechtigkeit 
hinsichtlich des Klimawandels ist für den Familienbund 
wichtig. Gerade Menschen mit wenig Ressourcen leiden 
am meisten unter den Folgen des Klimawandels, tragen 
aber kaum dazu bei – das gilt global ebenso wie für 
Deutschland. Hier gibt es eine soziale Schieflage, die bei 
der Auseinandersetzung mit dem Klimawandel und 
seinen Folgen stärker berücksichtigt werden muss. Dafür 
setzt sich der Familienbund ein.

2. Wie kann eine nachhaltige und sozial gerechtere 
Gesellschaft gelingen?

Papst Franziskus hat in seiner Enzyklika „Laudato si“ 
dargelegt, dass Klimapolitik immer auch Sozialpolitik ist. 
Es braucht also entsprechende politische Zielsetzungen 
und eine Klimapolitik, die soziale Folgen mitbedenkt und 
thematisiert. Der Expertenrat für Klimafragen hat hier ein 
schlüssiges Gesamtkonzept für soziale und wirtschaftli-
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che Absicherung gefordert. Es sind auch starke Schultern 
gefragt, um auch diejenigen, die am meisten zum Klima-
wandel beitragen, stärker in die Verantwortung zu neh-
men. Gleichzeitig geht es um große Fragen, um die sich 
unsere Gesellschaft nicht mehr drücken kann: Wo wollen 
wir hin? Wie wollen wir in Zukunft zusammenleben? Was 
für ein Leben ist für aktuelle wie für kommende Generati-
on lebenswert? Dabei ist es wichtig, alle mitzunehmen. 
Das ist keine Auseinandersetzung zwischen den Genera-
tionen, sondern betrifft uns alle.

3. Der Klimawandel geht uns alle an – aber was kann 
man als Einzelne:r angesichts dieser riesigen Aufgabe 
wirklich tun?

Unbestritten liegt der Löwenanteil der Lösung bei der 
Politik. Diese tut bisher aber nicht genug. Es braucht 
ordnungspolitische Vorgaben, wozu auch Gebote und 
Einschränkungen gehören werden. Zusätzlich muss sich 
jeder Einzelne fragen, was er oder sie tun kann, denn 
auch individuelle Zeichen wie der Klimastreik können 
Druck erzeugen. Auch jede bewusste Entscheidung im 
Bereich des eigenen Verhaltens und jeder Anstoß, der in 
der Familie, im Bekanntenkreis oder in einem Verband 
gegeben wird, tragen zu neuen Werthaltungen bei. Jeder 
noch so kleine Schritt zählt, aber allein individuell wird 
diese Herausforderung nicht zu lösen sein, es braucht 
dafür große Weichenstellungen der Politik. 
Lassen Sie mich an dieser Stelle auch sagen, dass über 
die Methoden und Aktionen der „Letzten Generation“ 
diskutiert werden kann. Ich verstehe sie als einen Auf-
schrei, der angesichts der viel zu zaghaft agierenden 
Politik aufrütteln soll. Aus meiner Sicht ist es ein Unding, 
diese Menschen als „Klimaterroristen“ zu beschimpfen.

4. Gibt es bereits konkrete Forderungen des Familien-
bunds, was sich mit Blick auf die Klimagerechtigkeit und 
ein nachhaltiges Leben ändern muss?

Wir stehen im Verband erst am Anfang des Prozesses 
und entwickeln gerade erst konkrete Positionen. Wichtig 
ist uns aber insbesondere die Gemeinwohlorientierung 
der Wirtschaft. Wir müssen weg vom immerwährenden 
Größer-Schneller-Weiter. Zudem braucht es sozial ausge-
wogene Maßnahmen, die insbesondere die Kosten der 
nötigen Klimaschutzpolitik gerecht verteilen. Ein Beispiel 
dafür ist etwa das noch ausstehende Klimageld. Notwen-
dig ist aber auch ein wirksamer Hitzeschutz. Wir treten 
zudem für ein Tempolimit auch auf Autobahnen ein und 
werben für die Einsicht, dass es ohne Veränderungen 
nicht gehen wird. Dabei ist uns wichtig, dass diese 
Veränderungen nicht unbedingt unter dem Vorzeichen 
des Verzichts stehen müssen, sondern wir durch eine Än-
derung des Lebensstils auch an Lebensqualität gewin-
nen können.

5. Wie lässt sich angesichts dieser globalen Herausforde-
rung Hoffnung schöpfen, so dass ein Umsteuern gelingt?

Als Christ bin ich immer Optimist und von Hoffnung 
getragen. Die Welt ist gehalten von einem guten Gott, 
der Vollendung und nicht Zerstörung im Sinn hat. So 
habe ich die Vision eines sozial gerechteren, nachhalti-
gen Zusammenlebens und einer neuen Zeitkultur, in der 
Menschen die ihnen wichtigen Beziehungen pflegen 
können und den Gewinn sehen, den Handlungsverände-
rungen bringen. Ich stelle mir lebenswertere und grünere 
Städte vor, weniger Lärm durch weniger Verkehr, da-
durch mehr Spiel- und Bewegungsraum sowie Aufent-
haltsqualität für Kinder, Ältere, im Grunde alle, besseren 
und bezahlbaren ÖPNV auch in ländlichen Gegenden. Für 
all das will ich als Präsident des Familienbundes werben. 
Ich finde, das sind sowohl schöne, wie auch im wahrsten 
Sinne des Wortes notwendige Ziele, für die sich jeder 
Einsatz lohnt.

stellungnahme zum referentenentwurf des 
bmfsfj zum entwurf eines gesetzes zur ein-
führung einer kindergrundsicherung und 
zur änderung weiterer bestimmungen

Anders, als es die öffentliche Debatte in den vergangen 
Monaten zuweilen vermuten lässt, steht der Begriff 
Kindergrundsicherung nicht für ein klar umrissenes 
Konzept. Er ist vielmehr ein weit gefasster Sammelbegriff 
für unterschiedliche Modelle zur finanziellen Absiche-
rung des Kinderexistenzminimums außerhalb der bishe-
rigen Grundsicherungssysteme. Der vorliegende Gesetz-
entwurf ist hierfür ein weiteres Beispiel. Daher ist es für 
den Familienbund der Katholiken umso wichtiger, genau 
hinzuschauen, was sich hinter dem Namen verbirgt.

Es ist ihm auch wichtig darauf hinzuweisen, dass die 
Einführung einer Kindergrundsicherung genannten 
Leistung kein Selbstzweck und auch nicht per se ein 
Erfolg ist. Sie ist nur dann sinnvoll, wenn sie für armuts-
gefährdete Familien und Kinder maßgebliche Verbesse-
rungen bringt. Im vorliegenden Gesetzentwurf fällt es 
jedoch schwer zu erkennen, wo die Verbesserungen für 
Familien durch die Einführung der Kindergrundsicherung 
konkret liegen sollen. Sie finden sich keinesfalls bei der 
Leistungshöhe, insbesondere weil auf eine Neuberech-
nung des kindlichen Existenzminimums verzichtet und 
der Finanzrahmen für diese „umfassendste sozialpoliti-
sche Reform seit vielen Jahren“ mit 2,4 Milliarden eng 
gesteckt wurde. Generell erscheint die Kindergrundsi-
cherung nah am bestehenden Leistungssystem aus 
Kindergeld und Kinderzuschlag: Das Kindergeld wird 
zum Garantiebetrag, der Kinderzuschlag geht im zukünf-
tigen Zusatzbetrag auf. Viele Regelungen, die bereits 
heute beim Kindergeld und beim Kinderzuschlag Anwen-
dung finden, sollen weiter gelten. Es wird also viel Beste-

stellungnahmen
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hendes fortgeführt, wenn auch unter neuem Namen. 
Der Kernaspekt der Kindergrundsicherung scheint daher 
im Wesentlichen eine Verwaltungsreform zu sein, so wie 
es sich seit einiger Zeit als Kompromisslinie der Regie-
rung abgezeichnet hat. Es ist zum jetzigen Zeitpunkt mit 
Zweifeln behaftet, ob die Übertragung der Zuständigkeit 
von den Jobcentern auf den neu geschaffenen Familien-
service einen echten Mehrwert für Familien bietet. Es 
gibt, insbesondere seitens der Länder und Kommunen, 
teilweise erhebliche Bedenken an der Umstrukturierung, 
die aus Sicht des Familienbundes bisher nicht hinrei-
chend ausgeräumt wurden. Insbesondere der Wechsel 
der Zuständigkeit bei der Verwaltung ist möglicherweise 
durch den Wunsch veranlasst, armutsgefährdete Kinder 
aus dem von manchen als stigmatisierend empfundenen 
Bezug von Leistungen nach SGB II bzw. XII herauszulö-
sen. Es ist aber sicherzustellen, dass diese symbolische 
Veränderung nicht um den Preis handfester Nachteile 
erfolgt, wenn sich die Verwaltungsumstellung mögli-
cherweise als deutlich problematischer und störanfälli-
ger erweisen sollte, als derzeit von der Regierung er-
hofft.  Um keine Missverständnisse zu erzeugen: Es ist 
durchaus richtig, die verwaltungsmäßige Abwicklung der 
Familienleistungen auf den Prüfstand zu stellen. Es ist 
aber fraglich, ob die Bundesregierung im Rahmen dieser 
anspruchsvollen Aufgabe bereits die beste Lösung 
gefunden hat. Das Ringen um die effizienteste Verwal-
tungslösung war bisher kein Schwerpunkt der Debatte.

Insgesamt stützt der vorgelegte Gesetzentwurf den 
Eindruck, dass eine umfangreiche Umetikettierung 
bisheriger Regelungen und größere Umstellungen auf 
der Verwaltungsebene vor allem dazu dienen, den Koali-
tionsvertrag formal zu erfüllen und sowohl den Dissens 
innerhalb der Bundesregierung und als auch den im 
Grunde geringen Gehalt der Reform zu überdecken. Bei 
näherer Betrachtung des Entwurfs stellt sich der Famili-
enbund durchaus die Frage, ob nicht eine beherzte 
Reform des bestehenden Systems aus Kindergeld und 
Kinderzuschlag zu deutlich greifbareren Erfolgen für die 
armen und armutsgefährdeten Familien geführt hätte. 
Beispielsweise hätte man beim Kinderzuschlag die 
bestehenden Mindesteinkommensgrenzen reformieren 
und die Regelungen zur Abschmelzung und Einkom-
mensanrechnung für Familien günstiger gestalten kön-
nen. Der vorliegende Entwurf ist demnach auch dort am 
überzeugendsten, wo er in der Sache eine Reform des 
Kinderzuschlages darstellt.

Die zentralen Kritikpunkte aus Sicht des Familienbundes 
der Katholiken sind:

• Keine Neudefinition des Existenzminimums für 
Kinder: Stattdessen erfolgt nur eine Überarbeitung der 
Verteilschlüssel, die als Neudefinition des Existenzmini-
mums „verkauft“ wird.

• Leistungshöhe des Zusatzbetrages: Diese fällt 

(Stand 2023) teilweise niedriger aus als die bisherige 
Summe aus dem Kindergeld und dem Kinderzuschlag, 
Verlautbarte Leistungszuwächse ab Inkrafttreten resul-
tieren aus automatischen Anpassungen, die auch auf 
den Kinderzuschlag erhöhend gewirkt hätten.

• Gespaltene Anspruchsinhaberschaft: Der Garan-
tiebetrag ist richtigerweise ein Anspruch der Eltern. Die 
Zuordnung des Zusatzbetrags und der BuT-Leistungen 
zum Kind konterkariert das Ziel der Leistungsbündelung 
zu „einer“ einheitlichen Leistung.

• Anrechnung von Einkommen:  Das Festhalten an 
der Abschmelzrate von 45 Prozent sichert lediglich den 
Status Quo. Wünschenswert wäre eine deutliche Absen-
kung auf ca. 30 Prozent gewesen, um den Bezug eigenen 
Erwerbseinkommens zu stärken. Die Anhebung der 
Abschmelzrate bei höherem Unterhalt ist eine Ver-
schlechterung und überzeugt auch inhaltlich nicht.

• Reform des Unterhaltsvorschusses:  Der Bezug 
des Unterhaltsvorschusses ist ab dem 6. Lebensjahr an 
neue Bedingungen geknüpft, was wohl als Verwaltungs-
vereinfachung gedacht ist. Jedoch wird der Unterhalts-
vorschuss dadurch zur Sozialleistung des Staates, ob-
wohl der andere Elternteil in der Verantwortung für das 
Kind ist.

• Verwaltungsreform möglicherweise problembe-
haftet: Eine verwaltungsmäßige Vereinfachung ist nicht 
hinreichend erkennbar. Familien müssen in vielen Fällen 
weiterhin zu unterschiedlichen Behörden. Die Zuständig-
keitswechsel und organisatorischen Änderungen führen 
möglicherweise zu Problemen. 

Die vollständige Stellungnahme können Sie hier nachle-
sen: 
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landesverbanddiözesanverbände
DV Bamberg
Domstr. 9, 96049 Bamberg, Tel.: 0951/5023545, Fax-49,  
kontakt@familienbund-bamberg.de, www.familienbund-bamberg.de

„eine gesellschaft ohne kinder kann nicht funktionieren!“
Familienbund trifft sich mit Jonas Geissler, MdB
Aktuelle familienpolitische Themen waren der Schwerpunkt des offenen Aus-
tauschs zwischen dem Bamberger Diözesanfamilienrat und dem Bundestags-
abgeordneten Jonas Geissler (CSU). Geissler ist seit 2021 Mitglied des Bun-
destages und vertritt dort als direkt gewählter Abgeordneter den Wahlkreis 
Coburg-Kronach-Geroldsgrün. 
Im Bundestag ist der promovierte Historiker im Verkehrsausschuss, im 
Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe und im Ausschuss 
für Klimaschutz und Energie tätig. Zuvor arbeitete Geissler im Bayerischen 
Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr sowie als Büroleiter des 
Landtagsabgeordneten Hans Reichhart.
Mit der Vereinbarkeit von Familie und Beruf, der Kindergrundsicherung, dem 
Spannungsverhältnis von Digitalisierung und Kinderschutz sowie dem akuten Wohnungsproblem für Familien ging es um 
Themen, die in der von Inflation, Krieg und Fachkräftemangel geprägten Zeit viele Familien beschäftigen. 
Christiane Kömm, Vorsitzende des Diözesanfamilienrats, lobte zunächst das bayerische Familiengeld, das es als Anschluss-
leistung an das Elterngeld in dieser Form nur hier gibt. Auf Bundesebene fordert der Familienbund der Katholiken Bamberg 
seit langem neben einer solchen Leistung ein sozialversicherungspflichtiges Erziehungsgehalt. Es gehe darum, den Wert 
der Care- und Sorgearbeit sowohl finanziell als auch ideell zu honorieren, damit sich Familien frei entscheiden können, 
welche Aufgabenverteilung von Berufstätigkeit und Erziehungsarbeit sie bevorzugen. „Habe ich überhaupt die Wahl, mein 
Kind selbst zu betreuen?“ stellte Kömm zu Beginn der Diskussion provokant in den Raum. „Früher war die Berufstätigkeit 
der Mütter verpönt, heute ist sie gesellschaftliche Norm und erzeugt neuen Druck.“
Der Abgeordnete fand den Vorschlag des Familienbunds bezüglich eines Erziehungsgehalts für Eltern zwar „spannend“, 
äußerte aber Bedenken hinsichtlich der Finanzierbarkeit von Modellen wie dem bedingungslosen Grundeinkommen der 
Katholischen Arbeitnehmerbewegung (KAB). Klar sei aber auch: „Eine Gesellschaft ohne Kinder kann nicht funktionieren!“
Vielmehr müsse man der Frage nachgehen, wie die Arbeitswelt der Zukunft aussehe. Es gehe darum, wie sich Menschen 
perspektivisch einbringen könnten. Konkret sieht Geissler die Unternehmen in der Pflicht, „Varianten zwischen hälftiger 
Teilzeit und Vollzeit“ zu schaffen. Nur dann gelinge es den Unternehmen, ein attraktiver Arbeitgeber zu sein und sich vor 
dem Hintergrund des allgegenwärtigen Arbeitskräftemangels von Mitbewerbern abzuheben. Persönlich kennt der Abge-
ordnete junge Führungskräfte, die Homeoffice anbieten, wo immer es möglich sei. 
Was die Erziehung angehe, dürfe sich der Staat nicht einmischen. „Eine eins-zu-eins-Betreuung wird immer besser sein“, 
ist Geissler überzeugt.
Kömm stellte klar, dass ein Erziehungsgehalt die Zeit mit kleinen Kindern betreffe und somit nicht bedingungslos sei. 
„Eltern leisten doppelt, denn sie erziehen Kinder und zahlen in die Sozialversicherungssysteme ein. Aber jeder hat eine 
Verantwortung für die nächste Generation“, betonte sie.
Daher treten die Verbände dafür ein, dass eine echte Kindergrundsicherung das Existenzminimum eines Kindes absichert. 
„Wir bewegen uns dann bei Beträgen von 600 bis 700 € im Monat. Wenn die Kindergrundsicherung nicht bedeutet, dass 
Eltern mehr Geld für ihre Kinder zur Verfügung haben, ist sie überflüssig.“
Das Thema Wohnen ist Geissler ein besonderes Anliegen. Als Vertreter des Wahlkreises Coburg ist ihm die angespannte 
Lage in der Bauwirtschaft vertraut. Ideen für neue Baukonzepte müssten umgesetzt werden, statt des eingeschossigen 
Supermarkts auf der grünen Wiese solle man in die Höhe bauen. Auch im ländlichen Bereich, wo man traditionell nur an 
Einfamilienhäuser denke, sieht der Abgeordnete den Bedarf für Wohnungen. Auf die hohen Mieten vor allem in München 
angesprochen, forderte er das Angebot von Betriebswohnungen seitens der Unternehmen, mehr geförderten Wohnungs-
bau, Offenheit für neue und innovative Wohnmodelle, verbesserte Modelle für den Wohnungstausch und eine offensive 
Baupolitik. Dass die Pläne der Ampel hinsichtlich des Verbots von Gas- und Ölheizungen zu großer Verunsicherung führen 
und Renovierungen alter Häuser geradezu torpedieren, war einhellige Meinung.
Des Weiteren erhielt der Diözesanfamilienrat interessante Einblicke in die Tätigkeit des Bundestagsabgeordneten. Unter 
anderem berichtete Geissler von seinem Engagement im Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe. „Wenn wir 
dort die große, weltweite Christenverfolgung thematisieren, dürfen wir nicht Hass schüren“, mahnte er im Hinblick auf das 
Auftreten einer anderen Partei. 
Der Ausgleich zwischen Digitalisierung und Kinderschutz sei schwierig, weil der Datenschutz von vielen zu hoch einge-
schätzt werde. Ohne Vorratsdatenspeicherung werde der Verfolgung krimineller Aktivitäten nahezu unmöglich.
Zum Abschluss des bereichernden Gesprächs überreichte Christiane Kömm an den Bundestagsabgeordneten das Spiel 
„Rente sich wer kann“, in dem deutlich wird, dass die Sozialversicherungssysteme auf Familien bauen. 
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Josef Weber, Johannes Wicht, Christiane Kömm



diözesanverbände
S

ei
te

 1
6 

. s
ti

m
m

e 
d

er
 f

am
il

ie
 —

 D
iö

ze
sa

nv
er

bä
nd

e 
—

 7
0.

 Ja
hr

ga
ng

 | 
H

ef
t 5

/2
02

3

diözesanverbände
neue mitarbeiterin bei familienbund und ked in bamberg

Im Juli 2023 nahm Frau Sabine Kutzelmann ihre Tätigkeit als stellvertretende Geschäftsführerin 
beim Familienbund der Katholiken und der Katholischen Elternschaft Deutschlands in Bamberg 
auf. Frau Kutzelmann arbeitete vor ihrer Elternzeit als Assistentin im Marketing eines Beklei-
dungsunternehmens. In der Diözesangeschäftsstelle teilt sich Sabine Kutzelmann die Ganztags-
stelle mit der Geschäftsführerin Anja Sauer. Sie freut sich auf ihre neue, interessante Tätigkeit 
und die damit verbundenen Aufgaben, sowie eine gute und erfolgreiche Zusammenarbeit!

einladung zur familienpolitischen jahrestagung

Der Familienbund der Katholiken veranstaltet am Samstag, 
dem 18.11.2023, um 14:00 Uhr wieder die Familienpoliti-
sche Jahrestagung im Bistumshaus St. Otto in Bamberg.

Unter dem Titel „Vor der Bildung kommt die Bindung – Die 
Bedeutung der Kleinkindbindung“ referiert die Psychothe-
rapeutin, Allgemeinärztin und Sozialmedizinerin Frau Dr. 
Ulrike Köberlein über die essenzielle Bedeutung der früh-
kindlichen Bindung. 
Zu dieser öffentlichen Veranstaltung sind Sie herzlich ein-
geladen!

Anmeldung per E-Mail: kontakt@familienbund-bamberg.de        Weitere Informationen: www.familienbund-bamberg.de
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Familienbund Osnabrück
Gartbrink 5, 49124 Georgsmarienhütte; Tel.: 05401-8668-17 
info@familienbund-osnabrueck.de, www.familienbund-osnabrueck.de 

familienbund osnabrück feiert jubiläum
bundesverband, bistum, katholikenrat und stadt osnabrück gratulierten zum 20-jährigen 
bestehen

Zu seinem 20-jähriges Bestehen konnte der Familienbund der Katholiken im Bistum Osnabrück am 7. September im 
Forum am Dom die Glückwünsche von zahlreichen Gästen entgegennehmen. Ulrich Hoffmann, Präsident des Bundes-
verbandes des Familienbundes würdigte in seinem Festvortrag unter der Überschrift „Rente sich wer kann!“ das 
familienpolitische Engagement des Verbandes.
Gegründet wurde der Familienbund im Bistum Osnabrück am 1. September 2003 in Georgsmarienhütte. Schon da-
mals hatte er sich zum Ziel gesetzt, die Interessen von Eltern und Kindern in Politik, Gesellschaft und Kirche zu vertre-
ten. Er ist der Dachverband von acht Mitgliedsverbänden und weiteren sieben Einrichtungen der Familienbildung. Im 
Bistum Osnabrück bündelt der Familienbund die familienpolitischen Positionen von rund 95.000 Mitgliedern.
Vor rund 50 geladenen Gästen zum 20. Geburtstag des Familienbundes hielt Ulrich Hoffmann, Präsident des in Berlin 
ansässigen Bundesverbandes, den Festvortrag. Dabei ging er auf die Anliegen der seit August im Forum am Dom zu 
sehenden Ausstellung mit Cartoons von Thomas Plaßmann ein, die ebenfalls unter der Überschrift „Rente sich, wer 
kann!“ stand. Mit spitzer Feder hatte der bundesweit bekannte Cartoonist eine mangelnde Familiengerechtigkeit im 
System der Sozialversicherungen auf’s Korn genommen. Die Jubiläumsveranstaltung des Familienbundes war gleich-
zeitig die Finnisage zur Ausstellung.
„Der Tanker Rente ist in Not. Es liegt in gewisser Weise eine Havarie des Rentensystems vor“, hob Ulrich Hoffmann in 
seinem Beitrag hervor. Die Misere in der Rente habe auch strukturelle Gründe. Und diese ließen sich durch gute 
Familienpolitik beeinflussen, konstatierte der Präsident des Familienbundes.
Hoffmann weiter: „Die Entscheidung, kein weiteres Kind zu bekommen, ist für viele Familien derzeit auch eine finanzi-
elle Entscheidung. Eine große Familie können sich viele Paare heute schlicht nicht mehr leisten.“ Das Rentensystem 
gründe als Generationenvertrag auf den finanziellen Beiträgen der Arbeitnehmer und auf die kostenaufwendige 
Erziehung von Kindern, die künftig Beitragszahler seien. Die Bemessung der Rentenbeiträge berücksichtige jedoch 
nicht, dass die Familien bereits mit der Kindererziehung in die Zukunft der Rentenversicherung „einzahlen“. Einen 
Freibetrag in Höhe der Unterhaltspflicht, der die reduzierte Leistungsfähigkeit der Familien berücksichtige, gebe es 
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bisher nur bei der Besteuerung, aber nicht bei der Rente. Das führe bei Familien zu Armut
Hier habe sich der Familienbund als Unterstützer von Klagen verschiedener Familien bis hin zum Bundesverfassungs-
gericht engagiert. Ziel sei es gewesen, auch bei den Sozialversicherungsbeiträgen Freibeträge analog zum Steuer-
recht für unterhaltsberechtigte Kinder zu erwirken. 
Gerade weil das Bundesverfassungsgericht im vergangenen Jahr die Forderungen des Familienbundes nach Freibeträ-
gen in den Sozialversicherungen nicht in vollem Umfang in seine Entscheidung einbezogen habe, seien weiterhin 
politische Gespräche in dieser Sache notwendig, betont Ulrich Hoffmann. Der Familienbund bleibe in der Rentenpoli-
tik „an Bord“.
Den Glückwunsch zum 20-jährigen Bestehen seitens der Stadt Osnabrück übermittelte Bürgermeisterin Eva-Maria 
Westermann. Sie hob die Bedeutung der Familie hervor und würdigte den Einsatz des Familienbundes diesbezüglich. 
Er trage die „Werte der katholischen Kirche in schwierigen Zeiten in Politik und Gesellschaft hinein“.
Domkapitular Ulrich Beckwermert, ständiger Vertreter des Diözesanadministrators, machte für das Bistum Osnabrück 
deutlich, dass er in seiner Familie das „Rüstzeug für das Leben“ erhalten habe. Der Famlienbund sei wichtig für den 
Eintritt für soziale Gerechtigkeit. Er sei „einer der wenigen katholischen Akteure, der die Anliegen von Familien in die 
Politik hineintrage“.
Ihre Verbundenheit mit dem Familienbund Osnabrück machte Katharina Abeln, Vorsitzende des Katholikenrates, in 
ihrem Grußwort deutlich. Der Familienbund benenne soziale Ungerechtigkeiten und rege auch durch die Ausstellung 
„Rente sich, wer kann“ zum Nachdenken an. Dankbar sei sie darüber hinaus für die innerkirchlichen Positionierungen 
des Familienbundes für schnelle Reformen.
In ihrem Rückblick auf 20 Jahre Familienbund Osnabrück hoben die Vorsitzenden Hedwig Buhl, Thomas Steinkamp 
und Mathias Owerrin besonders die familienpolitischen Kontakte hervor. So hatte der Familienbund vor der letzten 
Bundestagswahl alle Direktkandidaten auf dem Gebiet des Bistums Osnabrück im Vorfeld dazu befragt, was sie zur 
Unterstützung von Familien im Fall ihrer Wahl auf den Weg bringen wollen. Die Rückmeldungen dazu wurden auf der 
Homepage des Familienbundes und in den sozialen Netzwerken veröffentlicht.
Zudem hatte sich der Familienbund innerkirchlich für die Anliegen des sogenannten Synodalen Weges stark gemacht. 
Insbesondere hatte er die Initiative „Out in church“ unterstützt, die sich für die Anerkennung von gleichgeschlechtli-
chen Partnerschaften engagiert hatte.

Bürgermeisterin Eva-Maria Westermann würdigte die 
Bedeutung des Familienbundes zu dessen 20-jährigem 
Bestehen.

Ulrich Hoffmann, Präsident des Bundesverbandes des 
Familienbundes der Katholiken, stellte in seinem Festvor-
trag die Notwendigkeit von Reformen in den Sozialversi-
cherungen heraus.
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LV Baden-Württemberg 
Okenstr. 15, 79108 Freiburg i. Br., Tel.: 0761 5144 203 
familienbund@seelsorgeamt-freiburg.de, www.familien-
bund-freiburg.de

green city – wir kommen!
Macht Euch mit uns auf in eine Stadt, die man kennt und 
doch nicht kennt: Freiburg ist ein Vorreiter der deut-
schen Umweltbewegung.

Bildungsfahrt für Familien 
Mittwoch, 3.4. – Sonntag, 7.4.2024 

Das smarte öffentliche Verkehrssystem, doppelt so viele 
Fahrräder wie Autos und jede Menge städtische Grünflä-
chen sind nur ein Beispiel für Freiburgs klimafreundli-
che Initiativen. Die Zeit zu handeln ist jetzt. Freiburg hat 
dies bereits in den 70er Jahren erkannt und sich auf den 
Weg gemacht, eine umweltfreundliche Stadt zu werden. 

So entstand ein 
einzigartiger Frei-
burger Mix, der 
mittlerweile welt-
weit unter dem 
Slogan „Green 
City Freiburg“ 
bekannt ist.
Auf unserem Pro-
gramm stehen 

neben der Erkundung verborgener Ecken und Plätze der 
Stadt das Entdecken von Nachhaltigkeits-„Hotspots“, 
ein Besuch im Vauban und die Begegnung mit einem*r 
Familienpolitiker*in sowie ein Tag im Grünen.
Die Tage sind so gestaltet, dass unterschiedliche Bedürf-
nisse vorkommen können: Neben geplantem Programm 
gibt es Zeiten, in denen die Familien auf eigene Faust 
losziehen können. Neben gemeinsamen Programmpunk-
ten gibt es Angebote nur für die Erwachsenen, in denen 
die Kinder ein eigenes Programm haben. 

Mindestalter der Kinder: 6 Jahre
Kosten:
200 Euro Erwachsene, 100 Euro Kind, Kinder ab 3. Kind 
frei.
Reduzierte Preise für Wohngeldberechtigte, Auszubil-
dende/Studierende und Empfänger*innen von ALG II:
Wohngeldberechtigte: 120 Euro Erw., 60 Euro Kind
Auszubildende/Studierende: 100 Euro Erw., 50 Euro Kind
Empfänger*innen von ALG II: 60 Euro Erw., 30 Euro Kind
Zuschuss bei schwieriger Finanzlage ggf. möglich.

An- und Abreisekosten sind nicht im Preis enthalten.
An-/Abreise: erfolgt individuell
Leitung: Lucia Gaschick, Beate Gröne
Anmeldeschluss: 30.11.2023

LV Bayern 
Schrammerstraße 3, 80333 München 
Tel.: 089 / 2137-77 202, info@familienbund-bayern.de 
www.familienbund-bayern.de

die kinderarmut zwar im blick, aber keine 
lösungen im portfolio 

Familienbund der Katholiken in Bayern kritisiert Bun-
desregierung und fordert Neuberechnung des
Familienexistenzminimums und Vereinfachung in der 
Antragsstellung

Kinderarmut ist immer auch Familienarmut. Eine Lösung 
gelingt nur dann, wenn Familie als Ganzes gestärkt und 
ihre Autonomie respektiert wird. 

Bei den Diskussionen zum geplanten Kindergrundsi-
cherungsgesetz vermisst der FDK grundlegende Ver-
besserungen zur Behebung der Kinderarmut. „Was die 
Regierung hier anbietet, ist nur eine Neudeklarierung 
der bisherigen Familienleistungen, ohne das verfügba-
re Einkommen steuerpflichtiger Familien zu stärken“, 
kritisiert Gerlinde Martin, Landesvorsitzende des Famili-
enbund der Katholiken in Bayern. Ohne eine signifikante 
Erhöhung der Familienförderung wird Kinderarmut nicht 
gestoppt und ist jede Kindergrundsicherung eine Mogel-
packung, so Gerlinde Martin.

Der Familienbund sieht die Notwendigkeit einer Vereinfa-
chung der Antragstellung für die Familien im Sinne einer 
klar konzipierten Bringschuld des Staates, den Kinderzu-
schlag automatisch und das Bildungs- und Teilhabepaket 
ohne Verwaltungsbarrieren auszuzahlen. Um diese Er-
leichterung zu schaffen, wäre jedoch keine Umwidmung 
in eine Kindergrundsicherung notwendig. Beim jetzigen
Stand der Digitalisierung in der öffentlichen Verwaltung 
ist eine Reduzierung des bürokratischen Aufwands je-
doch nicht erkennbar. 

Der Familienbund setzt sich vehement dafür ein, das 
sächliche Existenzminimum der Kinder neu zu berechnen 
und gänzlich steuerfrei zu stellen. Außerdem fordern wir 
eine Anhebung der Regelbedarfe unter Berücksichtigung 
der Preis- und Inflationsentwicklung.
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Kolpingwerk Deutschland 
St.-Apernstr. 22, 50667 Köln, Tel.: (0221) 20 701 -138  

#familiengerecht – weil familien es wert 
sind
Für KOLPING sind Familien die Keimzelle der Gesell-
schaft, und Familienarbeit ist ein wichtiger Bestandteil 
auf allen Ebenen unseres Verbandes. In unserem Leitbild 
beschreiben wir Familien als Lernorte der Solidarität, 
der Wertevermittlung, der Kultur und des Glaubens. Die 
gesellschaftlichen, sozialen und finanziellen Rahmenbe-
dingungen sind so zu gestalten, dass Familien subsidiä-
re Hilfe erfahren und eine Basis geschaffen wird, auf der 
Familie, Alltag und Beruf nebeneinander Platz finden. 
KOLPING ist die ganzheitliche Förderung von Familien 
und ihren Belangen ein Herzensanliegen. Dabei bedeutet 
Familie für uns jede Konstellation, in der Menschen dau-
erhaft das Leben miteinander gestalten, Verantwortung 
füreinander übernehmen und sich solidarisch unter-
stützen. In vielfältiger Weise sind wir aktiv, um Kindern, 
Jugendlichen und ihren Familien eine gute Basis für ihr 
(Zusammen-)Leben zu ermöglichen. Sie sind Zielgruppe 
und Fokus in der verbandlichen Arbeit vor Ort, in den 
Einrichtungen wie dem Kolping Azubi- und Jugendwoh-
nen, ebenso wie in unseren Familienferienstätten und 
in den vielfältigen Projekten der Kolping-Bildungsun-
ternehmen. KOLPING fördert Kinder, Jugendliche und 
junge Erwachsene in ihrer persönlichen Entwicklung 
und ihrer beruflichen Qualifikation in vielfältiger Art 
und Weise. Von Kolping-Kitas über berufsvorbereitende 
Qualifizierungsmaßnahmen im Übergang von der Schule 
zum Beruf bis hin zum Studienabschluss an der Kolping-
Hochschule steht KOLPING für werteorientierte Bildung 
und Erziehung. Als generationenübergreifender Verband 
schaffen wir Gemeinschaft und Austausch und widmen 
uns drängenden gesellschaftlichen Themen wie der Ge-
nerationengerechtigkeit, der Geschlechtergerechtigkeit 
und dem demographischen Wandel. Die Vereinbarkeit 
von Care-Arbeit und Beruf ist uns ein wichtiges Anliegen. 
Deshalb bietet KOLPING als Arbeitgeber ein familien-
freundliches Umfeld, das oftmals mobiles Arbeiten, eine 
betriebsnahe Kindertagesbetreuung und flexible Arbeits-
zeitmodelle ermöglicht.
Wenn wir den Blick auf die Familienpolitik richten, stel-
len uns die Entwicklungen auf der Bundes- aber auch 
Landes - und Kommunalebene in den vergangenen 
Jahren nicht zufrieden. Familienpolitik muss wieder den 
Stellenwert erlangen, den sie verdient und benötigt. 
Darum befürworten wir ein Konzept der integrierten 
Familienpolitik, das als Querschnittsaufgabe ausrei-
chend abgesichert werden muss. In der gesellschaftli-
chen Debatte über eine familienge-
rechte Politik nehmen wir die sich 
verschärfenden finanziellen Existenz-
ängste der Familien, insbesondere 
von Alleinerziehenden, wahr.

ND - Gemeinschaft katholischer Männer und Frauen im 
Bund Neudeutschland e.V.
Gabelsbergerstr. 19, 50674 Köln, Tel: (0221) 177 363 40, 
info@nd-netz.de

hirschberg-magazin zum thema wohnen

Die nächste Ausgabe der von unserem Mitgliedsverband 
„ND-Christsein.heute“  herausgegebenen Zeitschrift 
„Hirschberg“ beschäftigt sich mit dem Thema „Wohnen“. 
Ab Dezember ist das Inhaltsverzeichnis online abrufbar; 
Hefte können unter derselben Adresse bestellt werden: 
https://www.nd-netz.de/hirschbergmagazin/

Das Hirschberg-Magazin erscheint quartalsweise und 
enthält Beiträge zu einem Titelthema sowie Berichte aus 
der Arbeit des ND.
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rechtsecke

Nachrichten aus Politik, Gesellschaft und Recht

verstoß gegen mietpreis-
bremse erst nach drei jahren 
verjährt 
Bundesgerichtshof (Az.: VIII ZR 375/21)

Familie Wiesenbach zahlt als Neumie-
ter eine recht hohe Miete – ist aber 
froh, überhaupt eine schöne Wohnung 
gefunden zu haben. Für den Nachweis 
ihrer Vermutung, dass sie zu viel Miete 
zahlen, will die Familie wissen, wie 
viel ihr Vormieter gezahlt hat. Die 
neue Miete darf die ortsübliche Ver-
gleichsmiete nur um maximal zehn 
Prozent übersteigen. Der Vermieter 
meldet sich und meint, die Ansprüche 
seien längst verjährt. Nein, sagte man 
am Bundesgerichtshof: "Für die Rück-
forderung von zu viel gezahlter Mieter 
gilt eine gesetzliche Verjährungsfrist 
von drei Jahren. Diese Frist startet zum 
Zeitpunkt, wenn der Mieter von sei-
nem Vermieter die entsprechenden 
Auskünfte verlangt."

lebenslanges wohnrecht für 
großmutter auch ohne ein-
trag ins grundbuch 
Oberlandesgericht Oldenburg  (Az: 8 U 

174/22)

Frau X erbt nach dem Tod ihres Mannes 
das Haus gemeinsam mit ihren beiden 
Töchtern. Unter der Bedingung, dass 
die Großmutter dort bis ans Lebensen-
de wohnen bleiben darf, verkaufen sie 
es an einen Enkel. Dieser will von der 
mündlichen Verabredung später nichts 
mehr wissen und kündigt das unent-
geltliche Nutzungsverhältnis. Schließ-
lich sei sie nicht ins Grundbuch einge-
tragen. Er verkauft das Haus. Daraufhin 
geht die Großmutter vor Gericht. Die 
Richter entschieden: "Laut Zeugenver-
nehmung aller Beteiligten bestand klar 
die Vereinbarung. Daraus ergibt sich 
ein "schuldrechtliches Wohnrecht". 
Anders als ein ins Grundbuch eingetra-
genes Wohnrecht kann dies allerdings 
gegenüber den Käufern nicht geltend 
gemacht werden. Wenn der Käufer 
darauf besteht, muss die Großmutter 
ausziehen." Sie hat allerdings An-
spruch auf Schadenersatz, der Enkel 
zahlt die Umzugskosten und die künfti-
ge Miete.

gutes wohnen für alle, auch für alleinerziehende
Das Angebot an bezahlbarem Wohnraum wird immer knapper, besonders in 
Städten. Mit Kindern eine Wohnung zu finden ist schwierig und stellt beson-
ders Alleinerziehende vor große Herausforderungen. Deswegen appelliert der 
Bundesverband alleinerziehender Mütter und Väter an die Politik, verschiede-
ne Familienformen beim Wohnungsbau und der Stadtgestaltung mitzudenken.
Daniela Jaspers, Vorsitzende des Verbandes alleinerziehender Mütter und 
Väter Bundesverband e.V. (VAMV), fordert:
    „Günstiger Wohnraum ist auf umkämpften Wohnungsmärkten rar. Alleiner-
ziehende werden so zunehmend in prekäre Wohnlagen und benachteiligte 
Quartiere verdrängt, mit negativen Folgen für die Entwicklungs- und Teilhabe-
chancen ihrer Kinder. Wohnraum muss wieder für alle Familienformen bezahl-
bar und bedarfsgerechte Quartiere und Wohnformen für Alleinerziehende 
Realität werden!“ 
Im Rahmen der VAMV-Fachtagung „Mehr als ein Dach über dem Kopf – Gutes 
Wohnen für Alleinerziehende“ in Kiel wurde deutlich, dass Alleinerziehende 
von allen Haushaltstypen die höchste Wohnkostenbelastung haben. Trotzdem 
leben Alleinerziehende überproportional häufig in beengten Wohnverhältnis-
sen und müssen eine viel zu kleine Wohnung mit ihren Kindern teilen. Gleich-
zeitig zeigten positive Beispiele aus Wien: Trotz knappem Budget eine Woh-
nung zu bewohnen, die Gemeinschaftsfläche und Rückzugsräume für alle 
Familienmitglieder bietet, ist für Alleinerziehende möglich. Dafür muss Woh-
nungsbau die unterschiedlichen Familienformen mitdenken. Gender Planning 
bei der Gestaltung öffentlicher Räume kann zu einem lebenswerten Wohnum-
feld für Familien beitragen.
„Die Politik muss die Voraussetzungen für Gutes Wohnen schaffen. Eine neue 
Wohngemeinnützigkeit, eine effektive Mietpreisbremse ohne Ausnahmen, 
Gender Planning – verschiedene Instrumente und Strategien sind schon 
länger in der öffentlichen Diskussion. Die Politik muss nun endlich vom 
Reden ins Handeln kommen“, fordert Jaspers.

HANDLUNGSEMPFEHLUNGEN - wie viel ökologischen umbau 
schaffen wir überhaupt? bauen und gesellschaft in der 
transformation 
In der Tagung "Wie viel ökologischen Umbau schaffen wir überhaupt?" haben 
die Bayerische Ingenieurekammer-Bau und die Akademie für Politische 
Bildung Tutzing gemeinsam mit Fachleuten aus den Ingenieurswissenschaf-
ten und anderen Disziplinen in vier Workshops nach neuen Ideen für ein 
nachhaltiges, ökologisches, bezahlbares und generationengerechtes Bauen 
gesucht und vier Lösungsansätze und Handlungsempfehlungen für das 
Planen und Bauen der Zukunft entwickelt. 
• Für ein einfacheres, nachhaltiges und bezahlbares Bauen und Wohnen 

müssen in Zukunft alle Wertstoffe nach dem Prinzip der Kreislaufwirt-
schaft wiederverwertet werden.

• Das Baurecht muss flexibler gestaltet werden, um den Kommunen eine 
individuelle Ausgestaltung zu ermöglichen. Die Innenentwicklung muss 
Vorrang haben und Leerstände vermieden werden.

• Zur Sicherung von Innovationsfähigkeit und Generationengerechtigkeit 
beim Planen und Bauen müssen der Sachverstand und die Digitalkennt-
nisse der Nachwuchskräfte in Planungsbüros, Behörden und Ministerien 
konsequent einbezogen werden.

• Etwa 75 Prozent unseres Konsums ist überflüssig. Wir 
sollten bewusst konsumieren und leben, um allen 
Pflanzen und Lebewesen dieser Erde eine Zukunft zu 
ermöglichen.
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„bestand im wandel - ist alt das bessere neu?“
Der 19. Wohnungspolitische Kongress findet am 29. November 2023 in Han-
nover statt. Das Motto der diesjährigen Veranstaltung lautet: „Bestand im 
Wandel - Ist alt das bessere Neu?“. Es diskutieren Expertinnen und Experten 
aus Politik, Verwaltung, Wissenschaft, Bau- und Wohnungswirtschaft. Veran-
stalter des Kongresses sind das Niedersächsische Ministerium für Wirtschaft, 
Verkehr, Bauen und Digitalisierung, der Verband der Wohnungs- und Immobi-
lienwirtschaft Niedersachsen Bremen (vdw) sowie die NBank.

wohnen in krisen. krisen des wohnens. intersektionale 
perspektiven auf zentrale fragen des alltagslebens
Jahrestagung der Sektion Frauen und Geschlechterforschung der dt. Gesellschaft 
für Soziologie am 16./17. November 2023 an der Universität Osnabrück (hybrid) 
Das ‚traute Heim‘ ist Ort der Aushandlung von Geschlechter- und anderen 
Machtverhältnissen. Das „Zimmer für sich allein“ (Virginia Woolf) ist Sinnbild 
für Privatsphäre und Freiraum, das gleichwohl nicht allen gleichermaßen 
offensteht und inhärent vergeschlechtlicht ist: Der Wohnraum gilt als Sphäre 
des Weiblichen, als Ort der unbezahlten Care-Arbeit. An der Frage der Vertei-
lung häuslicher Reproduktionsarbeit sowie am Problem ‚häuslicher‘ Gewalt 
offenbaren sich zentrale Aspekte vergeschlechtlichter Machtverhältnisse. 
Das Wohnen stand in den letzten Jahren jedoch nur noch selten im Fokus der 
Geschlechterforschung. Die Frage, wer wie wo und mit 
wem wohnt, wer sich wo ‚zuhause‘ fühlen kann, ist nach 
wie vor virulent. Energiekrise, Mietendeckel, steigende 
Immobilienpreise, das eigene Zuhause als Lockdown-Ge-
fängnis, Gentrifizierung und Landflucht – das Thema 
Wohnen ist gegenwärtig zum zentralen Debattenthema 
geworden.

bundesprogramm mehrgenerationenhäuser
Der Fokus des Programmes liegt darauf, Menschen über 
gemeinsame Aktivitäten miteinander in Kontakt zu brin-
gen. Die Website zeigt Neues zum Bundesprogramm und 
inspirierende Geschichten aus den rund 530 Mehrgenera-
tionenhäusern. Außerdem kommen Engagierte zu Wort.

gemeine stadt
Angesichts von zunehmenden Verteilungskämpfen und der Notwendigkeit 
einer klimagerechten Transformation der Gesellschaft stellt sich immer 
dringlicher die Frage, wie die Stadt und ihre öffentlichen Güter gemeinsam 
gestaltet werden können. Wie lassen sich existenzielle Bedürfnisse wie 
Wohnen, Mobilität oder eine intakte Umwelt gerecht befriedigen? Wie kön-
nen für alle Bewohner*innen gleiche Rechte auf urbane Bürgerschaft herge-
stellt werden? Wie lässt sich Stadt in ihrer Pluralität, Diversität und Dynamik 
als gemeinsamer Raum verstehen und organisieren?
Diese Fragen stehen im Zentrum des von Sabrina Dittus, Stephan Lanz und 
Kathrin Wildner im Auftrag der Berliner Landeszentrale für politische Bildung 
realisierten Projekts „gemeine stadt: berlin gemeinsam gestalten“. Es um-
fasst eine Veranstaltungsreihe sowie die multimediale, mit künstlerischen, 
aktivistischen, journalistischen und wissenschaftlichen Beiträgen bestückte 
digitale Publikation www.gemeinestadt.net. Dabei widmen 
sich die 2021 und 2022 durchgeführten Veranstaltungen 
und Kapitel den Themen Straße, Versammlung, Eigentum, 
Umweltgerechtigkeit, Kollektive und Daseinsfürsorge. Mit 
»Home« / Zuhause sowie mit Unruhe/n beschäftigt sich 
die 2023 von Sabrina Dittus und Kathrin Wildner kuratierte 
zweite Staffel.

kirchenwald ist zukunftswald 
Im Erzbistum Bamberg gibt es ein 
neues Waldbewirtschaftungskonzept. 
Nachhaltigkeit wird darin großge-
schrieben. Der Kirchenwald – in seiner 
Gesamtheit beinahe 900 Hektar – wird 
künftig nach sieben Grundsätzen 
bewirtschaftet, welche die Ökologie 
ganz klar vor die Ökonomie stellen. Ein 
praktischer Schritt hin zur Bewahrung 
der Schöpfung, direkt vor der eigenen 
Haustür. 

https://leben.erzbistum-bamberg.de

mitmachklima 
Gestalte das MitMachKlima in Bam-
berg. Ein Modellprojekt in der Weltkul-
turerbestadt Bamberg
Das Ziel: Wir möchten unsere Stadt 
gemeinsam mit ihren Bürgerinnen und 
Bürgern in MitMach-Projekten so 
gestalten, dass unser Klima nachhaltig 
davon profitiert. 

https://www.mitmachklima.de/

klima-kollekte
Die Klima-Kollekte unterstützt Sie, 
klimafreundlich zu handeln und so die 
Schöpfung zu bewahren.
Wir sind alle gefordert, etwas dafür zu 
tun, dass auch die Welt unserer Nach-
kommen und die der Menschen in 
ärmeren Regionen lebenswert ist. Auf 
Wunsch berechnet die Klima-Kollekte 
Ihre Emissionen und berät Sie zu 
Reduktionsmöglichkeiten. Verbleiben-
de Emissionen können Sie über Projek-
te der Klima-Kollekte im Bereich erneu-
erbare Energien und Energieeffizienz 
ausgleichen.
Die Projekte sind für die lokale Bevöl-
kerung in Ländern des globalen Sü-
dens entwickelt und mindern Armut vor 
Ort, indem sie Frauen stärken, Gesund-
heit schützen und Perspektiven ermög-
lichen – zudem verringern sie den CO2 
-Ausstoß und schützen so das Klima. 
Unsere Klimaschutzprojekte sind mit 
dem Gold Standard for the Global 
Goals zertifiziert

https://klima-kollekte.de/



S
ei

te
 2

2 
. s

ti
m

m
e 

d
er

 f
am

il
ie

 —
 L

it
er

at
ur

em
pf

eh
lu

ng
en

 —
70

. J
ah

rg
an

g 
| H

ef
t 5

/2
02

3

Literatur- und Hörempfehlungen

die wohnungsfrage - eine gerechtigkeits-
frage 

Wohnraum, zumal in der Stadt, ist knapp – und teuer. 
Seit geraumer Zeit führt der globale Trend der Urbanisie-
rung auch in deutschen Groß- und Mittelstädten, die sich 
im globalen Vergleich lange durch moderate Mieten aus-
zeichneten, im Verbund mit einer Reihe weiterer Faktoren 
zu einer massiven Erhöhung der Wohnkosten. Der Band 
geht der Frage nach den normativen Dimensionen dieser 
Entwicklung in interdisziplinärer Perspektive nach. Dazu 
beschäftigt er sich mit der historischen Entwicklung der 
Wohnungspolitik und mit Spezifika des Gutes Wohnen 
aus ökonomischer und juristischer Perspektive. Außer-
dem geht es um Verteilungsfragen sowie um den Zusam-
menhang des Wohnens mit ökologischen und kulturellen 
Entwicklungen. Schließlich werden normative Grundlini-
en der Wohnraumdebatte rekonstruiert, um so zu klären, 
inwiefern die Wohnungsfrage als Gerechtigkeitsfrage zu 
verstehen ist. 

wohnraum für alle?!: perspektiven auf 
planung, politik und architektur (urban 
studies)  

Seit Jahren steigen Mieten und Wohnungspreise - vor 
allem in wachsenden Städten und Regionen Deutsch-
lands. Günstiger Wohnraum wird zunehmend knapp und 
gerade untere und mittlere Einkommensgruppen sind von 
hohen Wohnkosten belastet. Der Band bringt gestalteri-
sche, gesellschaftliche und politische Lösungsansätze in 
einen Dialog. Die Beiträge erkunden die Gründe für die 
Wiederkehr der Wohnungsfrage und stellen Strategien 
vor, mit denen bezahlbarer Wohnraum für alle geschaffen 
werden kann. Akteure aus Wissenschaft, Praxis, Politik 
und sozialen Bewegungen finden hier aktuelle Perspek-
tiven auf ein drängendes urbanes Problem.

Julian Degan, Bernhard 
Emunds, Lukas Johrendt, 
Torsten Meireis, Clemens 
Wustmans (Hgg)
Die Wohnungsfrage - eine 
Gerechtigkeitsfrage 

Metropolis 2023. 300 S., 
34,80 Euro.

Barbara Schönig, Justin 
Kadi, Sebastian Schipper 
Wohnraum für alle?!: 
Perspektiven auf Planung, 
Politik und Architektur 

transcript 2017. 358 S., 
29,99 Euro.

glücklich wohnen - der buwog podcast

Herzlich willkommen zu Glücklich wohnen – der BUWOG 
Podcast zu Themen der Bau- und Immobilienwirtschaft. 
Michael Divé spricht alle zwei Wochen mit Menschen, die 
unsere Leidenschaft für Stadt- und Quartiersentwicklung 
teilen. Mit klugen und kreativen Köpfen aus der Wirt-
schaft, Forschung und dem öffentlichen Sektor, die sich 
dem Thema Bauen und Wohnen aus ganz unterschiedli-
chen Perspektiven nähern. Was ist neu, was ist wichtig in 
den Bereichen Architektur, Nachhaltigkeit, Mobilität, Di-
versität und Energiewende? Wie sieht die Zukunft des 
Bauens aus? Informative und tiefgründige Interviews für 
alle, die sich für das Thema Immobilien und Stadtentwick-
lung interessieren.

Podcast

ca. 50 Minuten
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urban mining und kreislaufgerechtes bau-
en. die stadt als rohstofflager. 

Wie können wir zukünftige Bauaufgaben sozial, ökono-
misch und ökologisch bewältigen, um unserer gesell-
schaftlichen Verantwortung gerecht zu werden? Dieser 
wichtigen Frage widmet sich dieser Leitfaden.
Dem linearen Wirtschaftsmodell und damit der Vernich-
tung von Ressourcen steht die Idee geschlossener Stoff-
kreisläufe, neuartig konzipierter Konstruktionen und 
(Rück-)bautechnologien sowie innovativer, kreislaufori-
entierter Geschäftsmodelle entgegen. Die gebaute Um-
welt muss als Materiallager verstanden und für die einfa-
che Entnahme von Baumaterialien geplant werden. 

was ist zuhause?: vom wohnen, leben, weg-
gehen und ankommen 

Bei Oma darf man auf dem Sofa essen, beim besten 
Freund spielen alle in der Küche und die Cousine hat zwei 
Zimmer, eins bei jedem Elternteil. Jedes Kind weiß, Zu-
hause können ganz unterschiedlich sein. Was sie aus-
macht, sind vertraute Gerüche und Geräusche, gewohnte 
Sprache oder kleine Rituale.
Wie ist das bei Menschen, die kein festes Zuhause ha-
ben? Die ihr Zuhause verlassen müssen oder wollen? 
Kann man sich aussuchen, wo man wohnt? Und wie wird 
man dort heimisch?
Ein gedankenreiches Sachbuch darüber, wie wir unser Zu-
sammenleben inklusiv und umweltverträglich gestalten 
können.

drei zimmer, küche, diele, bad

Das inter- und transdisziplinäre Forschungsprojekt "Drei 
Zimmer, Küche, Diele, Bad" formuliert und verhandelt 
Fragen an das Wohnen in der Zukunft anhand der Transfor-
mation einer leer stehenden Wohnung. In einem denkmal-
geschützten Gebäudeensemble aus den 1920er Jahren, in 
Weimar gelegen, diente die Wohnung zunächst als Arbeits-, 
Diskussions- und Ausstellungsraum für Studierende der Ar-
chitektur und Urbanistik. Mit wenigen, aber grundlegenden 
Interventionen wurde sie dann zu einem Raum, der nicht nur 
andere Formen des Wohnens, sondern auch nachbarschaft-
liche Aktivitäten ermöglicht. Die neuen Bewohner*innen 
wurden im Rahmen eines Konzeptverfahrens gefunden und 
zwei Jahre lang bei der Aneignung der Wohnung mit Optio-
nen forschend begleitet. Das insgesamt fünf Jahre laufende 
Projekt (2017–2021) entstand als Kooperation zwischen der 
Bauhaus-Universität Weimar, der Thüringer Aufbaubank 
und des kommunalen Wohnungsunternehmens Weimarer 
Wohnstätte GmbH unter der Schirmherrschaft des Thüringer 
Ministeriums für Infrastruktur und Landwirtschaft.

 Felix Heisel, Dirk E. Hebel 
Urban Mining und kreis-
laufgerechtes Bauen. Die 
Stadt als Rohstofflager.

Fraunhofer IRB Verlag 
2021. 208 S., br., 
65 Euro.

Kristina Scharmacher-
Schreiber (Autor), Lena 
Hesse (Illustrator)
Was ist Zuhause?: Vom 
Wohnen, Leben, Wegge-
hen und Ankommen

Beltz & Gelberg 2022.  
74 S., br., 15 Euro.

Verena von Beckerath, 
Barbara Schönig (Hgg)
Drei Zimmer, Küche, Diele, 
Bad: Eine Wohnung mit 
Optionen

JOVIS 2022. 336 S., br.,
38 Euro.
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Ihre Meinung interessiert uns: 

Nutzen Sie unsere QR-Codes? 

Familienbund der Katholiken – Bundesverband – Littenstr.108 – 10179 Berlin
Postvertriebsstück, DP AG, Entgelt bezahlt – A 7966
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Bernhard Witte

leitet die Familienbildungsstätte Lü-
beck, ist Referent für den Schwerpunkt 
Beziehung.Leben der kathol. Pfarrei 
Lübeck, Mitarbeiter in der Ehe, Famili-
en- und Lebensberatungsstelle Lübeck 
und seit 2022 Mitglied des Präsidiums 
des Familienbundes

fragen an bernhard witte

1.   Was ist für Sie das vollkommene irdische Glück? 
 Eine kleine vorsichtige Antwort findet sich für mich 

in einem Gedicht von Augustin Wibbelt (Priester und 
Dichter aus Vorhelm):

So mögg ick sien! 
So mögg ick sien äs düsse Dag:

So siälenwarm un wiet,
So klaor in minen Üöwerlag,

So still un aohne Striet. 
De Blomen staoht an Wiägesrand,

Dat Feld ligg vuller Gold.
Dorüöwerhiär de Himmel spannt

Sin Telt so blank un stolt. 
So mögg ick sien: för annere riek

Un för mi sölwer froh,
Den Himmel drüöwer - dann is't gliek

Of't so kümp oder so. 

2.  Wer hat Sie geprägt?
 Eltern, Geschwister, Verwandtschaft und weitere Perso-

nen in einem kleinen Dorf im Münsterland/Westfalen

3.  Als Kind wollte ich immer …
 gesund werden!! (Ich bin seit 60 Jahren Diabetiker)

4.  Auf welche Erfahrung in Ihrem Leben  
möchten Sie nicht verzichten?

 Kinder- und Jugendfreizeiten

5.  Wozu können Sie nicht nein sagen?
 Bücher über die Entstehung der Menschheit und  

Archäologie

6.  Eine der besten Erfindungen ist …
 das digitale Netz

7. Ihre liebste Bibelstelle?
 ich bin gekommen, damit sie das Leben haben und 

es in Fülle haben (Joh 10,10 b) 

8. Wie und wo möchten Sie Ihren  
Lebensabend verbringen?

 Lübeck; ggf. Clonakilty in West Cork 

9. Was ist für Sie „zu Hause“?
 Kein Ort. Nirgends…… 
 mit Menschen leben und kommunizieren zu können.

10. Wenn Sie Bundeskanzler wären,  
was würden Sie als erstes tun?

 Das Fundament der Katholischen Soziallehre sehr 
stark in den Blick nehmen!

11. Bitte vervollständigen Sie den Satz:  
„Familie bedeutet für mich …

 das Fundament der Gesellschaft.

Im Glauben:
Maria – eine sehr junge Frau, die ein Kind erwartet. Va-

terschaft ungeklärt.
Josef – ein Mann, der zu seiner Frau steht und mit Frau 

und Kind die Flucht ergreifen muss.
Jesus – als Jugendlicher verursacht er einige Unruhe im 

Tempel und brüskiert seine Mutter.
Also eine ganz normale Familie.


